
 

 

Berlin, 5. September 2023 
Gemeinsame Pressemitteilung von Spitzenverband Fachärzte 
Deutschlands (SpiFa) und Verband medizinischer Fachberufe 
e.V. (VMF) 

Rote Karte für die Gesundheitspolitik: SpiFa und VMF for-
dern Aufwertung der Gesundheitsberufe und Fachkräftesi-
cherung!  
Die Gesundheitspolitik schenkt derzeit der ambulanten Medizin zu wenig Beachtung, dies gilt insbe-
sondere auch für die personelle Situation in Arztpraxen. Mit Verweigerung eines Corona-Bonus, Spar-
gesetzen, die die ambulante Versorgung schwächen und einer weiterhin fehlenden effizienten Digita-
lisierung heizt sie den immensen Fachkräftemangel in der ambulanten Versorgung weiter an. Viele 
MFA verlassen ihren Beruf oder wandern ins Krankenhaus ab. 

Dabei geht es ohne MFA nicht. Die Gesundheitsleistungen, die in einer Praxis angeboten werden, 
sind immer eine Teamleistung, hier kümmern sich Ärztinnen und Ärzte gemeinsam mit dem medizini-
schen und nicht-medizinischen Fachpersonal um die Patientenversorgung. Nach einer SpiFa-internen 
Umfrage beschäftigen drei Viertel der Facharztpraxen mindestens vier oder mehr nichtärztliche Fach-
kräfte.  

Hierzu Dr. Dirk Heinrich, Vorstandsvorsitzender des SpiFa: „Unsere MFA leisten hervorragende, enga-
gierte und auch schwere Arbeit. Das ist bewundernswert. Ich freue mich jeden Tag auf die sehr ver-
trauensvolle Zusammenarbeit mit meinen MFA. Diese Teamarbeit trägt mich durch den Tag. Im Übri-
gen sind leistungsfähige Praxen ohne unsere MFA nicht denkbar. Ein Beispiel: im Durchschnitt behan-
delt ein HNO-Arzt mit MFA bis zu 1.300 Patientinnen pro Quartal. Privatpraxen ohne MFA nur etwa 
250.“ 

Aus Sicht von SpiFa und VMF muss die Gesundheitspolitik daher unbedingt ihren Fokus verlagern und 
für eine Förderung und Aufwertung der Gesundheitsberufe in der ambulanten Struktur sorgen. Dazu 
gehört auch ein deutliches Signal der Wertschätzung fernab von Lippenbekenntnissen.  

Hierzu VMF-Präsidentin Hannelore König: „Deckel drauf und gut, funktioniert nicht. Das ambulante 
Gesundheitswesen steht vor dem Kollaps. Die Unzufriedenheit mit dem Gehalt ist laut unserer Um-
frage vom Frühjahr 2022 zum Sommer 2023 von 58 auf 66 Prozent gestiegen. Die Schlussfolgerung 
lautet nicht selten: Raus aus der Praxis oder dem Job. In Zeiten des Fachkräftemangels wird so man-
cher Gedanke daran noch eher umgesetzt: Der Anteil derjenigen, die in den vergangenen zwölf Mo-
naten mindestens mehrere Male im Monat daran gedacht, den Arbeitgeber zu wechseln bzw. ganz 
aus dem Job auszusteigen lag bei MFA bei knapp 40 Prozent.  

Wir verlieren schon jetzt zu viele MFA an Kliniken und Pflegeeinrichtungen. Wenn MFA ab dem 1. 
März 2024 im öffentlichen Dienst mit einem Brutto-Stundenlohn von 17,34 Euro rechnen können 
oder ab 1. Mai 2024 der Mindestlohn für qualifizierte Pflegehilfskräfte auf 16,50 Euro angehoben 
wird bzw. MFA als qualifizierte Pflegehilfskraft nach TVÖD-P 17,71 Euro erhalten, fürchten wir eine 
weitere enorme Abwanderungswelle. Selbst die Krankenkassen, die bei den Honorarverhandlungen 
mit der Ärzteschaft auf Sparflamme schalten, zahlen bei ihren angestellten MFA mehr: Die AOK bie-
tet aktuell 17,26 Euro/Stunde, die IKK 17,74 Euro als Einstiegsgehalt. Und selbstverständlich gibt es 
eine Inflationsausgleichsprämie, die vom Staat bzw. von den Sozialversicherungen finanziert werden.  



 

 

 

Diese beträchtlichen Lohndifferenzen von mehr als 30 Prozent können wir als Tarifpartner nicht 
überwinden. Hier ist dringend eine staatliche Gegenfinanzierung notwendig. Die Bundesregierung 
muss endlich handeln und die Versprechen aus dem Koalitionsvertrag zur Stärkung und Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen der Gesundheitsberufe – auch für die Beschäftigten im ambulanten Gesund-
heitswesen – mit konkreten Maßnahmen auf den Weg bringen.  

Es geht um die Gesundheit der Menschen in Deutschland und um die wohnortnahe Versorgung. Der 
Bundesgesundheitsminister sieht die Anhebung der Mindestlöhne für Pflege- und Betreuungskräfte 
als Zeichen der Anerkennung dafür, was sie täglich leisten. Der Beitrag unserer Berufsangehörigen ist 
keinen Deut geringer. Auch Sie brauchen eine faire Entlohnung und zwar jetzt!“ 

Der Verband medizinischer Fachberufe ruft in diesem Zusammenhang zu einer Protestaktion am 
kommenden Freitag, den 8. September 2023 in Berlin auf. Erwartet werden u.a. Vertreterinnen und 
Vertreter von kassenärztlichen Vereinigungen und Berufsverbänden sowie einzelne Sprecherinnen 
und Sprecher aus der Gesundheitspolitik. Mehr Informationen zur Aktion finden Sie unter 
https://www.vmf-online.de/mfa/mfa-aktionen/rote-karte oder https://spifa.de/rote-karte-gesund-
heitspolitik/. 
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